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Verpflichtungserklärung nach § 53 des Bundesdatenschutzgesetzes (neu) (BDSG neu) zur 
Wahrung des Datengeheimnisses 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

aufgrund Ihrer Aufgabenstellung - Beauftragte/-r für das Online Passwesen - verpflichte ich 
Sie auf die Wahrung des Datengeheimnisses nach § 53 BDSG (neu). Es ist Ihnen nach dieser 
Vorschrift untersagt, unbefugt personenbezogene Daten zu erheben, zu verarbeiten oder zu 
nutzen. 
Wir weisen darauf hin, dass ihre Zugangsdaten zum Online Passwesen nicht an Dritte 
weitergegeben werden dürfen! 
Diese Verpflichtung besteht auch nach Beendigung Ihrer Tätigkeit fort. 
Verstöße gegen das Datengeheimnis können nach §§ 44, 43 Absatz 2 BDSG sowie nach 
anderen Strafvorschriften mit Freiheits- oder Geldstrafe geahndet werden. In der Verletzung 
des Datengeheimnisses kann zugleich eine Verletzung arbeits- oder dienstrechtlicher 
Schweigepflichten liegen. 
Eine unterschriebene Zweitschrift dieses Schreibens (1. Seite) reichen Sie bitte an den 
WHV-Geschäftsstelle, Friedrich-Alfred-Str. 25, 47055 Duisburg, Fax. 0203-7381680 zurück. 
Markus Rüsing, Vizepräsident-Kommunikation 

Über die Verpflichtung auf das Datengeheimnis und die Informationspflicht sowie die daraus 
resultierenden Verhaltensweisen wurde ich unterrichtet. Das Merkblatt zur 
Verpflichtungserklärung (Texte der §§ 53, 42, 83 BDSG neu sowie Art. 13 DSGVO) habe ich 
erhalten und erkläre mich bis auf Widerruf mit der Dokumentation meiner Verpflichtung 
durch den WHV einverstanden. 

………………………………….. …………………………………………………………………………. 
Ort, Datum Unterschrift und Stempel des Vereins 

………………………………….. …………………………………………………………………………. 
Ort, Datum Unterschrift des Verpflichteten Vorname, Name 



Merkblatt zur Verpflichtungserklärung 

§ 53 BDSG (neu) – Datengeheimnis

Mit Datenverarbeitung befasste Personen dürfen personenbezogene Daten nicht unbefugt 
verarbeiten (Datengeheimnis). Sie sind bei der Aufnahme ihrer Tätigkeit auf das 
Datengeheimnis zu verpflichten. Das Datengeheimnis besteht auch nach der Beendigung ihrer 
Tätigkeit fort. 

§ 42 BDSG (neu) – Strafvorschriften

1. Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer wissentlich
nicht allgemein zugängliche personenbezogene Daten einer großen Zahl von Personen,
ohne hierzu berechtigt zu sein,
1. einem Dritten übermittelt oder
2. auf andere Art und Weise zugänglich macht

und hierbei gewerbsmäßig handelt. 
2. Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer

personenbezogene Daten, die nicht allgemein zugänglich sind,
1. ohne hierzu berechtigt zu sein, verarbeitet oder
2. durch unrichtige Angaben erschleicht

und hierbei gegen Entgelt oder in der Absicht handelt, sich oder einen anderen zu bereichern 
oder einen anderen zu schädigen. 

3. Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. Antragsberechtigt sind die betroffene Person, der
Verantwortliche, die oder der Bundesbeauftragte und die Aufsichtsbehörde.

4. Eine Meldung nach Artikel 33 der Verordnung (EU) 2016/679 oder eine Benachrichtigung
nach Artikel 34 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2016/679 darf in einem Strafverfahren
gegen den Meldepflichtigen oder Benachrichtigenden oder seine in § 52 Absatz 1 der
Strafprozessordnung bezeichneten Angehörigen nur mit Zustimmung des
Meldepflichtigen oder Benachrichtigenden verwendet werden.

§ 83 BDSG (neu) – Schadensersatz und Entschädigung

1. Hat ein Verantwortlicher einer betroffenen Person durch eine Verarbeitung
personenbezogener Daten, die nach diesem Gesetz oder nach anderen auf ihre
Verarbeitung anwendbaren Vorschriften rechtswidrig war, einen Schaden zugefügt, ist er
oder sein Rechtsträger der betroffenen Person zum Schadensersatz verpflichtet. Die
Ersatzpflicht entfällt, soweit bei einer nichtautomatisierten Verarbeitung der Schaden
nicht auf ein Verschulden des Verantwortlichen zurückzuführen ist.

2. Wegen eines Schadens, der nicht Vermögensschaden ist, kann die betroffene Person eine
angemessene Entschädigung in Geld verlangen.

3. Lässt sich bei einer automatisierten Verarbeitung personenbezogener Daten nicht
ermitteln, welche von mehreren beteiligten Verantwortlichen den Schaden verursacht
hat, so haftet jeder Verantwortliche beziehungsweise sein Rechtsträger.

4. Hat bei der Entstehung des Schadens ein Verschulden der betroffenen Person mitgewirkt,
ist § 254 des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechend anzuwenden.

5. Auf die Verjährung finden die für unerlaubte Handlungen geltenden
Verjährungsvorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs entsprechende Anwendung.



Art. 13 DSGVO – Informationspflicht bei Erhebung von personenbezogenen Daten 
bei der betroffenen Person 

1) Werden personenbezogene Daten bei der betroffenen Person erhoben, so teilt der Verantwortliche 
der betroffenen Person zum Zeitpunkt der Erhebung dieser Daten Folgendes mit:
a) den Namen und die Kontaktdaten des Verantwortlichen sowie gegebenenfalls seines 

Vertreters;
b) gegebenenfalls die Kontaktdaten des Datenschutzbeauftragten;
c) die Zwecke, für die die personenbezogenen Daten verarbeitet werden sollen, sowie die 

Rechtsgrundlage für die Verarbeitung;
d) wenn die Verarbeitung auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe f beruht, die berechtigten Interessen,

die von dem Verantwortlichen oder einem Dritten verfolgt werden;
e) gegebenenfalls die Empfänger oder Kategorien von Empfängern der personenbezogenen 

Daten und 
f) gegebenenfalls die Absicht des Verantwortlichen, die personenbezogenen Daten an ein 

Drittland oder eine internationale Organisation zu übermitteln, sowie das Vorhandensein oder
das Fehlen eines Angemessenheitsbeschlusses der Kommission oder im Falle von 
Übermittlungen gemäß Artikel 46 oder Artikel 47 oder Artikel 49 Absatz 1 Unterabsatz 2 einen 
Verweis auf die geeigneten oder angemessenen Garantien und die Möglichkeit, wie eine Kopie 
von ihnen zu erhalten ist, oder wo sie verfügbar sind.

2) Zusätzlich zu den Informationen gemäß Absatz 1 stellt der Verantwortliche der betroffenen Person
zum Zeitpunkt der Erhebung dieser Daten folgende weitere Informationen zur Verfügung, die 
notwendig sind, um eine faire und transparente Verarbeitung zu gewährleisten:
a) die Dauer, für die die personenbezogenen Daten gespeichert werden oder, falls dies nicht

möglich ist, die Kriterien für die Festlegung dieser Dauer;
b) das Bestehen eines Rechts auf Auskunft seitens des Verantwortlichen über die betreffenden 

personenbezogenen Daten sowie auf Berichtigung oder Löschung oder auf Einschränkung der
Verarbeitung oder eines Widerspruchsrechts gegen die Verarbeitung sowie des Rechts auf
Datenübertragbarkeit;

c) wenn die Verarbeitung auf Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a oder Artikel 9 Absatz 2 Buchstabe a
beruht, das Bestehen eines Rechts, die Einwilligung jederzeit zu widerrufen, ohne dass die 
Rechtmäßigkeit der aufgrund der Einwilligung bis zum Widerruf erfolgten Verarbeitung 
berührt wird;

d) das Bestehen eines Beschwerderechts bei einer Aufsichtsbehörde;
e) ob die Bereitstellung der personenbezogenen Daten gesetzlich oder vertraglich 

vorgeschrieben oder für einen Vertragsabschluss erforderlich ist, ob die betroffene Person 
verpflichtet ist, die personenbezogenen Daten bereitzustellen, und welche mögliche Folgen 
die Nichtbereitstellung hätte und

f) das Bestehen einer automatisierten Entscheidungsfindung einschließlich Profiling gemäß
Artikel 22 Absätze 1 und 4 und – zumindest in diesen Fällen – aussagekräftige Informationen 
über die involvierte Logik sowie die Tragweite und die angestrebten Auswirkungen einer
derartigen Verarbeitung für die betroffene Person.

3) Beabsichtigt der Verantwortliche, die personenbezogenen Daten für einen anderen Zweck
weiterzuverarbeiten als den, für den die personenbezogenen Daten erhoben wurden, so stellt er
der betroffenen Person vor dieser Weiterverarbeitung Informationen über diesen anderen Zweck
und alle anderen maßgeblichen Informationen gemäß Absatz 2 zur Verfügung.

4) Die Absätze 1, 2 und 3 finden keine Anwendung, wenn und soweit die betroffene Person bereits 
über die Informationen verfügt.

Bei Fragen zur Verpflichtungserklärung, dem Merkblatt oder verwandten Themen wenden sie sich 
bitte an die WHV Geschäftsstelle. 

Friedrich-Alfred-Allee. 25, 47055 Duisburg, E-Mail: info@whv-hockey.de 


